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Der Fachbereich Europa wurde um eine kurze Darstellung des EU-beihilferechtlichen Rahmens 
im Hinblick auf die Transformation zu mehr Unabhängigkeit der EU bei der Chipproduktion ge-
beten.  

Das EU-Beihilferecht regelt in Art. 107 - 109 AEUV die Zulässigkeit staatlicher Beihilfen und das 
Verfahren der Beihilfenaufsicht.1 Zwar stellt Art. 107 Abs. 1 AEUV ein grundsätzliches Beihilfen-
verbot auf. In Art. 107 Abs. 2 und 3 AEUV sind aber mehrere Ausnahmen hiervon vorgesehen. 
Für die hiesige Fragestellung sind die Ermessensausnahmen des Abs. 3 relevant, der Fallgruppen 
normiert, bei denen die EU-Kommission über ein Ermessen verfügt, Beihilfen für mit dem Bin-
nenmarkt vereinbar zu erklären. In Mitteilungen und Leitlinien erläutert die Kommission, welche 
Aspekte sie bei ihrer Ermessensausübung jeweils zugrunde legt.2 

Nach Art. 107 Abs. 3 Buchst. b Alt. 1 AEUV kann die Kommission Beihilfen zur Förderung sog. 
wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interesse genehmigen (Important Projects 
of Common European Interest – IPCEI). Die Kriterien, die ein Vorhaben erfüllen muss, um als 
IPCEI eingestuft zu werden, hat die Kommission in einer Mitteilung niedergelegt.3 Neben der Be-
teiligung von grundsätzlich mindestens vier Mitgliedstaaten wird u.a. verlangt, dass das Projekt 
positive Spill-over-Effekte für den gesamten Binnenmarkt hat. Geförderte Vorhaben müssen zu-
dem grundsätzlich einen hohen Innovationsgehalt aufweisen. Zu den potenziellen Beihilfeemp-
fängern zählen auch Unternehmen der Mikroelektronik.4 Dies erklärt sich vor dem Hintergrund, 
dass die Gewährleistung einer sicheren Versorgung mit Halbleitern für die europäische Industrie 
erklärtes Ziel der EU ist.5 Entsprechend hat die Kommission in den Jahren 2018 und 2023 staatli-
che Beihilfen für jeweils ein IPCEI im Bereich der Mikroelektronik genehmigt.6  

Daneben sieht Art. 107 Abs. 3 Buchst. c AEUV die Genehmigung von Beihilfen vor, die der För-
derung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete dienen, soweit sie 
die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem gemeinsamen Interesse zuwi-
derläuft. Hierunter fallen auch Investitionsbeihilfen für aufstrebende neue Wirtschaftszweige, 
die einer Anschubfinanzierung bedürfen (Sektorbeihilfen).7 Die Kommission hat in ihrer Mittei-
lung „Ein Chip-Gesetz für Europa“ vom 8. Februar 2022 anerkannt, dass private Investitionen in 
fortschrittliche Anlagen angesichts der „extrem hohen Marktzutrittsschranken und der Kapitalin-
tensität des Sektors“ erhebliche öffentliche Unterstützung erfordern können. In der Mitteilung 

                                     

1 Götz, in: Dauses/Ludwigs, Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, 57. EL August 2022, H. III. Rn. 13 ff. 

2 von Wallenberg/Schütte, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europäischen Union, 78. EL Januar 2023, 
Art. 107 AEUV, Rn. 155. 

3 Mitteilung der Kommission „Kriterien für die Würdigung der Vereinbarkeit von staatlichen Beihilfen zur Förde-
rung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interesse mit dem Binnenmarkt“ (2021/C 528/02), 
ABl. C 528, 30.12.2021, S. 10–18, 30. Dezember 2021, dort insb. 3.2.1. 

4 Soltész, Wichtige Entwicklungen im Europäischen Beihilferecht im Jahre 2021, EuZW 2022, 5 (10). 

5 Vgl. beispielsweise: Rede der Kommissionspräsidentin von der Leyen zur Lage der Union – 2021. 

6 Auflistung der bisher durch die Kommission genehmigten IPCEI auf der Homepage der Kommission. 

7 Dittert, Europarecht, 5. Auflage 2017, S. 350. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52021XC1230(02)&qid=1688472833682
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/speech_21_4701
https://competition-policy.ec.europa.eu/state-aid/legislation/modernisation/ipcei_en
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führt die Kommission Kriterien auf, die sie bei einer Einzelfallprüfung nach Art. 107 Abs. 3 
Buchst. c AEUV zugrunde legen wird.8 Derartige Beihilfen sollen insb. darauf abzielen, neuartige 
Anlagen in der Union zu errichten, um Investitionslücken zu schließen.9 Bei der Prüfung wägt 
die Kommission die positiven und negativen Effekte der Beihilfe auf den Wettbewerb gegenei-
nander ab und prüft dabei insbesondere, ob es sich um eine neuartige Anlage handelt (sog. „first-
of-a-kind facility“), ob von dem Projekt ein Anreizeffekt ausgeht sowie ob die Unterstützung 
durch den Staat notwendig, geeignet und verhältnismäßig ist.10 Ein Unterschied zu den Regeln 
über IPCEI-Beihilfen wird darin gesehen, dass nach den Kriterien der Mitteilung „Ein Chip-Ge-
setz für Europa“ die staatliche Förderung reiner Produktionstätigkeit auch ohne herausragenden 
Innovationscharakter möglich sei.11 

Erwähnenswert ist zuletzt das aktuell noch nicht verabschiedete europäische „Chip-Gesetz“12 als 
Teil der Initiative „Chips für Europa“. Die geplante Verordnung soll eine sichere Versorgung der 
EU mit Halbleitern gewährleisten.13 Neben einer langfristigen und strategischen finanziellen För-
derung der EU-Chipindustrie ist ein ganzes Bündel an Maßnahmen geplant.14 In normativer Hin-
sicht wird Art. 2 Chip-Gesetz Definitionen zu Begriffen enthalten, auf die bereits die oben er-
wähnte Mitteilung Bezug nehmen (u.a. „neuartige Anlage“, Art. 2 Abs. 1 Nr. 10). In ihrer Mittei-
lung kündigt die Kommission an, dieser Begriffsdefinition bei der beihilferechtlichen Würdigung 
Rechnung zu tragen. Daneben unterscheidet die Verordnung bei neuen Anlagen künftig zwischen 
integrierten Produktionsstätten (Art. 10 Chip-Gesetz) und offenen EU-Fertigungsbetrieben (Art. 
11 Chip-Gesetz) und verknüpft diese jeweils mit einer Reihe an Vorteilen für die Projektentwick-
lung.15  
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8 Mitteilung der Kommission „Ein Chip-Gesetz für Europa“, KOM(2022) 45 endg., 8. Februar 2022, unter: 3.3.3. 

9 Mitteilung der Kommission „Eine Wettbewerbspolitik für neue Herausforderungen“, KOM(2021) 713 endg., 
18. November 2021, 3.3. 

10 Zum Prüfungsumfang vgl. Beschluss der Kommission vom 4. Oktober 2022 über die staatliche Beihilfe 
SA.103083 (2022/N) – Italy – STMicroelectronics, New Silicon Carbide Substrates Plant in Catania, 
C(2022)7165 final.; siehe auch Pressemitteilung der Kommission, IP/23/2447 (28. April 2023), zur Genehmigung 
einer Beihilfe Frankreichs für neues Mikrochip-Werk von STMicroelectronics und GlobalFoundries. 

11 Soltész, Wichtige Entwicklungen im Europäischen Beihilferecht im Jahre 2022, EuZW 2023, 5 (11). 

12 Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines 
Rahmens für Maßnahmen zur Stärkung des europäischen Halbleiter-Ökosystems (Chip-Gesetz), KOM(2022) 46 
endg., 8. Februar 2022; siehe auch die Übersicht „Europäisches Chip-Gesetz“ auf der Homepage der Kommis-
sion. 

13 Gemeinsame Mitteilung der Kommission und des Hohen Vertreters für Außen- und Sicherheitspolitik „Europäi-
sche Strategie für wirtschaftliche Sicherheit“, JOIN(2023) 20 final, 20. Juni 2023, unter: 3.1. 

14 Ausführlich Kipker, Technologie-Souveränität durch europäische Gesetzgebung? - Der Entwurf des neuen EU 
Chips Act und sein regulatorisches und politisches Framework, K&R 2022, 47. 

15 Staff Working Document der Kommission “A Chips Act for Europe”, SWD(2022) 147 final, 11. Mai 2022, S. 79 f. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52022DC0045&qid=1688473314734
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52021DC0713R(01)
https://competition-cases.ec.europa.eu/search?search=SA.103083&caseInstrument=SA&sortField=relevance&sortOrder=DESC
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_23_2447
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52022PC0046
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52022PC0046
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/european-chips-act_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52023JC0020
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/library/european-chips-act-staff-working-document

